	Bundesnetzagentur
Postfach 8001

53105 Bonn

vorab per FAX: 0228-146721


, den 02.08.2018
Projekt Ultranet - Höchstspannungsleitung (HGÜ) Osterath – Philipsburg

Hier: Abschnitt D, Vorhaben 2  Weissenthurm – Riedstadt, Region Idstein 
Sehr geehrte Damen und Herren,
nach Antragstellung des Übertragungsnetzbetreibers Amprion GmbH auf Bundesfachplanung für das og. Vorhaben und Vorlage der Unterlagen gem. §§ 6 + 8 + 9, Abs. 3 und 6 NABEG mache ich im Namen der Bürgerinitiative                             aber auch als betroffener wirtschaftlicher Eigentümer des Wohngrundstücks                     ,               , von dem  Äußerungsrecht fristgemäß Gebrauch und erhebe folgende Einwendungen:
1. Verletzung des Grundgesetzes

§ 2 BBPLG bezeichnet 5 Höchstspannungsleitungen als Pilotprojekte. Ebenso § 12b Abs.1 Nr. 3a EnWG
Für 4 davon ist Erdverkabelung vorgesehen. Nur für Ultranet gilt dies nicht.

Mit der Erdverkabelung gem. § 2, Abs. 5 BBPLG soll die Bevölkerung vor den besonderen Risiken einer HGÜ-Leitung geschützt werden, s. § 2 UVPG.
Diese Vorsichtsmaßnahme gilt für Ultranet nicht. Vielmehr potenzieren sich die Risiken jetzt noch, da auf einer Freileitung neben 380 kV Wechselstrom nunmehr 760 kV Gleichstrom aufgelegt werden sollen. Die Freileitung wird zur Hybridleitung. Dieses Pilotprojekt mit unbekannten Risiken ist weltweit bisher einmalig.
 Mit der HGÜ-Leitung sind erhebliche nicht erforschte Risiken verbunden:
- s. Drucksache 18/5948 Deutscher Bundestag u.a. 
Seite 21: erhöhtes Risiko für Kinder, an Leukämie zu erkranken,
Seite 151: Dazu ist anzumerken, daß die 26.BImSchV für Gleichstromanlagen bis dato keine gesetzlichen Grenzwerte für die auftretende elektrische Feldstärke definiert (sondern nur für die magnetische Flussdichte),
 Seite 167: negative Auswirkungen auf Implantate.
- s. Strahlenschutzkommission Schreiben der SSK  vom 14.08.2014 im Bundesanzeiger, ferner Beratungsergebnisse auf der 263. Sitzung in 09/2013: Die Durchführung weiterer Forschungsprojekte von Humanstudien wird empfohlen. 
- ebenso die Veröffentlichung des Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) in 2015 und auf seiner Sitzung am 27.01.2016, daß weitere Forschungsprogramme zu erfolgen hätten, um die Risiken von Ultranet bewerten zu können.
- Schreiben des BfS vom 26.11.2016 an die Bundesnetzagentur
- kritische Ergebnisse der Studie University of Bristol (Henshaw): Koronaeffekt.

- Kapitel 3, Seite 18 der Antragsunterlagen von Amprion  weist auf „die Notwendigkeit zügig Erfahrungen mit der Hybridtechnologie zu sammeln“ hin. Das steht im Widerspruch u.a. zu § 2 UVPG: Mit dem „Schutzgut Mensch“ sind keine zügigen Erfahrungen zu machen, es ist zu schützen.

Ist das „Schutzgut Mensch“ im Vorhaben Ultranet von geringerer Bedeutung als in den anderen betroffenen Bundesländern?
Ich sehe Art. 3 GG (Gleichbehandlungsgrundsatz) verletzt.
Ich sehe Art. 2 GG (Recht auf körperliche Unversehrtheit) verletzt, wenn Bewohnern den Risiken von Pilotprojekten ausgesetzt werden sollen, deren Risiken bisher nicht hinreichend erforscht wurden. In diesem Zusammenhang steht auch die Verletzung des Art 20a GG (Vorsorgeprinzip des Staates).

2. Alternativvergleich der rechtsrheinischen Trassen 1a und 1b (r-rh) mit der linksrheinischen Trassen 2a und 2b (l-rh) 
- u.a. wird auf §5 NABEG i.V.m. §16 UVPG Bezug genommen.

Anhang B Umweltbericht von Amprion GmbH kommt zu folgendem Ergebnis:
- Zahl der Umweltziele



456 = 100%
- davon nicht „ausreichend operationalisierbar“
256 =   56 %
- davon sonstiges z.B. „kein relevanter Wirkpfad“
  41 =     9 %
- verbleiben von den Umweltzielen als „ relevant“
159 =   35 %
- davon das „Schutzgut Mensch“ betreffend

  14 =     9 %

Facit: Von 456 Umweltzielen betrafen nur 3% das „Schutzgut Mensch“
von den relevanten Umweltzielen waren es 9%.
Erstes vorhabenbezogenes Planungsziel: Nutzung bestehender Freileitungen Quelle: Kapitel 4 Seite 24, 2 Absatz 
Die Abkürzungserläuterungen zum Umweltbericht sind lückenhaft und teilweise unverständlich. Ich sehe §8 NABEG verletzt.

Gem. Kapitel 4, Seite 4 hat die  Amprion GmbH „die Bundesnetzagentur mit Schreiben vom 16.09.2016 darüber verständigt,....grundsätzlich als zu betrachtend vorgegebenen Alternativen von einer vollumfänglichen Prüfung und Darstellung abzusehen“.  Der Umweltbericht berücksichtigt daher einseitig die wirtschaftlichen Interessen der Amprion GmbH. Das zeigt der Alternativvergleich. §16 UVPG i.V.m. Anlage 4 sehe ich verletzt.

Der Alternativvergleich zwischen rechtsrheinisch (r-rh) Trassen 1a+b versus linksrheinisch ( l-rh) Trassen 2a+b, kommt darauf hin in der Durchschnitts-rechnung zu folgenden Ergebnissen, siehe Kapitel 4 Seite 20:
- Schutzgut Mensch RWK I+II beträgt r-rh: 2178 zu li-rh:1.158  
- die Überspannung: r- rh: 542 zu li-rh: 269  
- Natur-und Landschaftsräume: r-rh: 1.560 zu li-rh: 1.229
- avifaunistisch bedeutsame Räume: r-rh: 1.111 zu li-rh: 974
- Waldflächen: r-rh: 3.488 zu li-rh: 3.599
- Flächen mit vorrangiger Nutzung r-rh: 1.816 zu li-rh: 1.536
- Gesamtlänge: r-rh: 169 zu li-rh: 167. Die Ausführung Kapitel 4 Seite 4 im 2. Absatz ist irreführend und nicht zutreffend für ein Abschichtungsverfahren
- Riegel: r-rh: 28 zu li-rh: 12
-Überwindung Querriegel RWK II: r-rh: 59 zu li-rh: 52

Ges.-Betroffenheit im gewichteten im Durchschnitt: r-rh: 11.024 zu l-rh: 9.083
Facit: Die Betroffenheit ist bei der rechtsrheinischen Ultranet-Trasse  um 1.941 Bewertungspunke höher als bei einer linksrheinischen Trassenführung.
Die Wertung von Amprion negiert das Ergebnis. Die Durchsetzung ihrer wirtschaftlichen Interessen ist maßgebend, z.B.: 
- Im Gegensatz zur Aussage Kapitel 4, Seite 22, 2. Absatz ist die Zahl der Riegel rechtsrheinisch mehr als doppelt so groß wie linksrheinisch ( 28 zu 12)
- lediglich ergibt sich in der Bewertung der Leitungskategorien gem. Tabelle 4.3-5 im Kapitel 4, Seite 24 angeblich ein Vorteil für die r-rheinische Trassenführung, da die bestehenden Freileitungen genutzt werden sollen. Es wird aber nicht analysiert, warum die bestehen Freileitungen linksrheinisch nicht genutzt werden können.  

Ob die Bundesnetzagentur im Rahmen eines Abschichtungsvorganges und der damit verbundenen Grobanalyse die linksrheinische Alternativtrassen als „nicht vernünftig bzw. nicht ernsthaft in Betracht kommend bewerten und ohne weitere Untersuchungen als ungeeignet ausscheiden“ kann, bestreite ich, Kapitel 4, Seiten 2+3.

Der dieserhalb zitierte § 14g Abs. 1Satz 2 UVPG stammt aus dem alten UVPG, das heute in dieser Fassung nicht mehr gültig ist. Es konnte aber noch w/§ 74 UVPG angewandt werden (s. Kapitel 5, Seite 1)


3. Erdverkabelung
- das fehlende „E“ in der Anlage zu §1 Abs.1 BBPLG/Ultranet bedeutet kein Verbot der Erdverkabelung. 
- daraus folgt die Forderung, 400m Freileitungs-Abstand von Wohngebäuden gem. §3, Abs.4 BBPLG und i.V.m. § 3.2.1.2. der 26 BImSchVVwV einzuhalten. 
- Ultranet wurde in div. Gesetzen als Pilotprojekt bezeichnet und ist als Neubau gem. §2, Abs.2 EnLAG zu bewerten. Daraus folgt das gleiche Abstandsgebot von 400m von Wohngebäuden gem. Absatz 1. 
- Das NOVA – Prinzip kann nicht die rechtliche Grundlage dafür sein, daß das Pilotprojekt Ultranet unter Missachtung der anwendbaren Gesetze und Verordnungen durchgesetzt wird.
 Die vorgelegten Unterlagen sind gem. § 8,S.5 NABEG nicht hinreichend ausführlich und damit nicht eindeutig:
- Glossar: viele häufig verwandte  Begriffe wurden  nicht dort sondern erst im Text erläutert. So z.B. „Riegel“ und „nicht ausreichend operationalisierbar“.
- es werden gem. Kapitel 5, Seite 1 alte Gesetzestexte verwandt (§74 UVPG), die das Verständnis zusätzlich erschweren. Dem steht §8, Satz 5 NABEG entgegen.
- die vorgelegten Karten sind mit dem bloßen Auge i.d.R. nicht zu erfassen. Erst DIN A0 Pläne oder Lupen machen diese verständlich, soweit diese überhaupt in den Auslegungsstellen zur Verfügung stehen. Das trifft insbesondere auf die Anlage A.2.2.3. „Prüfung der Vogelschutzgebiete“ zu

Zu den von der Amprion GmbH vorgelegten Unterlagen können die betroffenen Bürger innerhalb von 2 Monate bis zum 20.08.2018 Stellung nehmen. 
- Diese Zeit fällt in die Sommerferien (zufällig oder absichtlich?)
- Unterlagen umfassen 17 Ordner mit ca. 3.000 Seiten.
- Zum Verständnis dieser Unterlagen sind Kenntnisse zahlreicher Fachgesetze erforderlich
- Hinzu kommen Kenntnisvoraussetzungen aus den Ingenieur- und Naturwissenschaften

-  Die Einsichtnahmen sind nur zu bestimmten Behördenzeiten bei den  Kreisverwaltungen bzw. nach vorheriger  Terminabsprache möglich. Der Normalbürger muß sich daher Urlaub nehmen, um seine Informationrechte wahrnehmen zu können. Wegen der Komplexität dieser Sachlage ist das internet nur begrenzt einsatzbar. 

Ultranet kann ich daher in der geplanten Form nicht zustimmen.



